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dcr Abgeordneten Mag. Praxmarer 

und Kollegen 

an den Bundeskanzler *) 

betrcffcnd Artikcl 8 B-VG 

ANFRAGE 

Gcmäß Artikel H B- VG ist die deutsche Sprache, unbcschadet der den sprachlichcn 

Minderheiten bundesgesetzlich eingeräumten Rechte, die Staatssprachc der Republik. 

Gemäß Artikel 1 H B- VG warf "'citers die gesamte staatliche Verwaltung nur auf Grund der 

Gesetzc ausgeübt wcrden. 

In behördlichen Schriftstücken wird zunehmcnd einc andcrc Sprachc verwcndct. Beispielhaft 

scien in diesem Zusammenhang Begriffe wie "Botschafterinnen, Kandidatinnen, KollegInnen" 

u.a. erwähnt. 

Es ist nicht feststcllbar. um welche Sprachc es sich dabei handelt. Mutmaßungen gchcn in die 

Richtung von "linkisch" bis "kryptokommunistisch". 

In diesem Zusammcnhang richtcn die untcrfertigtcn Abgeordnctcn an dcn Bundcskanzler 

f<:>I!?ende 

ANFRAGE: 

1) Wird in Ihrcm Rcssort diesc seltsamc Ausdrucksweisc verwcndet? 

2) Wcnn j:.l, auf welchcr \·crf:.lssungsgcsctzlichcJ1 bzw. einfachgcsctzlichen Grundlage? 

3) Wenn es kcinc \'crfassungsgcsctzliche bzw. einfachgcsctzlichc Grundlage gibt, sind Sie 

bercit. eine solche Praxis sofort abzustcllen? 

..J.) Wclchc Gründc stchcn gcgcbcncnfalls cincr Schrcibwcisc. z.B. Botschaftcrinncn und 

Botschaftcr. Kandicbtinncll und Kandidatcn. hzw. Kolleginnen und Kolle~en etc. in Ihrem 

Ressort cntgcgen? 

Wien, den 23. Juni 1995 

[pe 1 04\bvgdcUlS.I.\t 

*) erging auch an alle anderen Mi tglieder der Bundesregierung 
Von der Vervielfäl tigung und Ver teilung dieser - inhal tJich iden tischen - Anfragen wurde 
im Sinne des § 23 Abs. 2 GO-NR Abstand genommen. 
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